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5 1 4 . Verordnung: Ursprungszeugnispflicht bei der Ein- oder Ausfuhr von Kakao
5 1 5 . Verordnung: Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973

5 1 4 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
15. Oktober 1973 über die Ursprungszeug-
nispflicht bei der Ein- oder Ausfuhr von

Kakao

Auf Grund des § 12 Abs. 1 lit. a des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 469/1971
und des Beschlusses des Internationalen Kakao-
rates vom 10. August 1973, BGBl. Nr. 503, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

§ 1. Kakao im Sinne dieser Verordnung sind
nachstehende Waren:

§ 2. In der Einfuhr ist die zollamtliche Ab-
fertigung von Kakao zum freien Verkehr oder
zum Vormerkverkehr nur gegen Vorlage eines
gültigen Ursprungszeugnisses, Ausfuhrzeugnisses,
Zeugnisses über die Teilung von Sendungen,
Zeugnisses über die Einfuhr aus einem Nichtmit-
glied oder Ausnahmezeugnisses in einer der An-
lage I, II, III, IV oder V des Beschlusses des Inter-
nationalen Kakaorates vom 10. August 1973,
BGBl. Nr. 503, entsprechenden Form zulässig.

§ 3. Die Vorlage eines Zeugnisses gemäß § 2
ist nicht erforderlich:

a) für Kakao als Vorrat zum unmittelbaren
Verbrauch auf Schiffen, in Luftfahrzeugen
oder auf anderen im internationalen Ver-
kehr eingesetzten Beförderungsmitteln,

b) für Proben und sonstige Kleinsendungen
bis zu einem Eigengewicht von 25 kg
Kakaobohnen, Kakaobutter, Kakaopreß-

kuchen oder Kakaopulver, Kakaomasse
oder Kakaobohnenstückchen,

c) für Kakao, soweit eine Bestätigung des
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe
und Industrie vorgelegt wird, daß durch
die Einfuhr Bestimmungen des Inter-
nationalen Kakao-Übereinkommens nicht
verletzt werden.

§ 4. (1) Ein Ursprungszeugnis gemäß § 2 ist
gültig:

a) wenn es von einer zuständigen Behörde
oder Stelle eines in Anlage 1 genannten
Landes ausgestellt wurde,

b) wenn es im Teil A vollständig und richtig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist,
d) wenn es mit Kakaoausfuhrmarken gemäß

Anlage 3 a versehen ist, deren Kennziffer
dem Kakaojahr der Versendung und deren
Kennbuchstaben dem ausstellenden Land
entspricht.

(2) Ist die Summe der Gewichtseinheiten der
Kakaoausfuhrmarken geringer als das im
Ursprungszeugnis angegebene Eigengewicht der
Kakaobohnen oder das in Kakaobohnen umge-
rechnete Eigengewicht anderen Kakaos als
Kakaobohnen, so ist das Zeugnis nur bis zu jener
Menge gültig, die der Summe der Gewichtsein-
heiten der Kakaoausfuhrmarken entspricht.
Überschreitungen bis zu 49 kg sind jedoch zu-
lässig.

§ 5. Ein Ausfuhrzeugnis gemäß § 2 ist gültig:
a) wenn es von einer zuständigen Stelle oder

Behörde eines in Anlage 1 oder 2 genann-
ten Landes ausgestellt wurde,

b) wenn es im Teil A vollständig und richtig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist.

§ 6. (1) Ein Zeugnis über die Teilung von
Sendungen gemäß § 2 ist gültig :

a) wenn es von einer zuständigen Stelle oder
Behörde eines in Anlage 1 oder 2 genann-
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ten Landes oder vom Exekutivdirektor der
Internationalen Kakao-Organisation aus-
gestellt wurde,

b) wenn es im Teil A vollständig und richtig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist,
d) wenn es mit Marken für die Teilung von

Sendungen gemäß Anlage 3 b versehen ist.

(2) § 4 Abs. 2 gilt sinngemäß.

§ 7. (1) Ein Zeugnis über die Einfuhr aus
einem Nichtmitglied gemäß § 2 ist gültig:

a) wenn es von einer österreichischen Landes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft aus-
gestellt wurde,

b) wenn es im Teil A vollständig und richtig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist,
d) wenn es mit Kakaoausfuhrmarken gemäß

Anlage 3 a versehen ist, deren Kennziffer
dem Kakaojahr der Ausstellung entspricht
und die die Kennbuchstaben „AT" tragen.

(2) § 4 Abs. 2 gilt sinngemäß.

§ 8. Ein Ausnahmezeugnis gemäß § 2 ist
gültig:

a) wenn es von einer zuständigen Stelle oder
Behörde eines in Anlage 1 oder 2 genann-
ten Landes ausgestellt wurde,

b) wenn es im Teil A richtig und vollständig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist.

§ 9. Zeugnisse gemäß § 2 und Bestätigungen
gemäß § 3 lit. c sind von den Zollämtern an-
läßlich der zollamtlichen Eingangsabfertigung
zum freien Verkehr oder zum Vormerkverkehr
einzuziehen, im Teil B mit den erforderlichen
Vermerken zu versehen und dem Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie zu über-
mitteln.

§ 10. Bei der Ausfuhr von Kakao aus dem
freien Verkehr oder aus dem Vormerkverkehr
ist die zollamtliche Abfertigung nur gegen Vor-
lage eines gültigen Ausfuhrzeugnisses in einer
der Anlage II des Beschlusses des Internationalen
Kakaorates vom 10. August 1973 entsprechenden
Form zulässig.

§ 11. Die Vorlage von Zeugnissen gemäß § 10
ist nicht erforderlich:

a) für Kakao als Vorrat zum unmittelbaren
Verbrauch auf Schiffen, in Luftfahrzeugen
oder auf anderen, im internationalen Ver-
kehr eingesetzten Beförderungsmitteln,

b) für Proben und sonstige Kleinsendungen
bis zu einem Eigengewicht von 25 kg
Kakaobohnen, Kakaobutter, Kakaopreß-
kuchen oder Kakaopulver, Kakaomasse
oder Kakaobohnenstückchen,

c) für Kakao, soweit eine Bestätigung des
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe
und Industrie vorgelegt wird, daß durch
die Ausfuhr Bestimmungen des Inter-
nationalen Kakao-Übereinkommens nicht
verletzt werden.

§ 12. Ein Ausfuhrzeugnis gemäß § 10 ist
gültig:

a) wenn es von einer österreichischen Landes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft aus-
gestellt wurde,

b) wenn es im Teil A vollständig und richtig
ausgefüllt ist,

c) wenn es als „Original" gekennzeichnet ist.

§ 13. Zeugnisse gemäß § 10 sind von den Zoll-
ämtern anläßlich der Ausgangsabfertigung im
Teil A mit den notwendigen Vermerken zu ver-
sehen und, soweit die Ausfuhr nach einem in An-
lage 1 oder 2 genannten Land erfolgt, dem Ver-
fügungsberechtigten wieder auszufolgen, ansonst
einzuziehen und dem Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie zu übermitteln.
Bestätigungen gemäß § 11 lit. c sind jedenfalls
einzuziehen und dem Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie zu übermitteln.

Staribacher

Anlage 1

Anlage 2
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Anlage 3 a

Die Kakaoausfuhrmarken müssen die Kenn-
buchstaben des Landes, in dem das Zeugnis aus-
gestellt wurde, sowie die Kennziffer des betref-
fenden Kakaojahres tragen. Das Kakaojahr be-
ginnt jeweils am 1. Oktober und endet am
30. September des folgenden Jahres. Eine Versen-
dung gilt dann als während des Kakaojahres, für
welches die Kakaoausfuhrmarken gelten, durchge-
führt, wenn das Stempeldatum der Zollbehörde
des betreffenden Ausfuhrmitgliedes auf dem
Zeugnis nicht nach dem 7. Jänner des auf das
Kakaojahr folgenden Kalenderjahres liegt.

Kakaoausfuhrmarken jener Länder, die in der
Anlage 1 mit *) gekennzeichnet sind, tragen zu-
sätzlich den Aufdruck „C 1", Kakaoausfuhr-
marken der in der Anlage 1 mit **) gekenn-
zeichneten Länder den Aufdruck „C 2".

Anlage 3 b

Marken für die Teilung von Sendungen haben
die gleichen Gewichtseinheiten und Farben wie
Kakaoausfuhrmarken. Sie tragen die Kennbuch-
staben des ausstellenden Mitgliedes und die
Kennziffer des Kakaojahres sowie zusätzlich den
Aufdruck „SC".

5 1 5 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 18. Oktober 1973 betreffend
Flugsicherungsstreckengebühren (Flugsiche-

rungsstreckengebührenverordnung 1973)

Auf Grund des § 1 Abs. 4 bis 7 sowie der §§ 3
und 4 Abs. 3 des Flugsicherungsstreckengebühren-
gesetzes 1973, BGBl. Nr. 505, wird verordnet:

Zu § 1 Abs. 4 des Flugsicherungsstrecken-
gebührengesetzes 1973

§ 1. (1) Sofern ein Luftfahrzeughalter die Er-
klärung abgegeben hat, daß er Luftfahrzeuge
verschiedener Ausführungen derselben Type ver-
wendet, gilt als Gewicht jedes dieser Luftfahr-
zeuge das durchschnittliche höchstzulässige
Abfluggewicht aller seiner Luftfahrzeuge dieser
Type. Diese Berechnung hat mindestens jedes
Jahr einmal zu erfolgen.

(2) Solange ein Luftfahrzeughalter keine Er-
klärung im Sinne des § 1 Abs. 1 abgegeben hat,
gilt das höchstzulässige Abfluggewicht der
schwersten Ausführung der betreffenden Type
als Gewicht jedes von ihm verwendeten Luft-
fahrzeuges dieser Type.

Zu § 1 Abs. 5 bis 7 des Flugsicherungsstrecken-
gebührengesetzes 1973

§ 2. Das für die Gebührenerhebungsgrundlage
maßgebende Haushaltsjahr, der Kostendeckungs-
satz, der Gebührensatz und die Arten von nicht
unter die Gebührenregelung fallenden sowie von
gebührenbefreiten Flügen, für welche die
Gebührenerhebungsgrundlage berichtigt wird,
werden in der Anlage 1 dieser Verordnung be-
stimmt bzw. festgestellt.
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Zu § 3 des Flugsicherungsstreckengebühren-
gesetzes 1973

§ 3. (1) Keine Flugsicherungsstreckengebühren
sind zu entrichten für:

1. Operationelle Militärflüge,
2. Such- und Rettungsflüge,
3. Flüge zur Vermessung oder Überwachung

von Flugnavigationseinrichtungen,
4. Erprobungsflüge und Flüge, die ausschließ-

lich der Schulung oder der Ausbildung von
Luftfahrern dienen,

5. Flüge mit Staatsluftfahrzeugen zu gemein-
nützigen Zwecken,

6. Rundflüge,
7. Flüge, die ausschließlich nach den Sichtflug-

regeln durchgeführt werden,
9. Flüge mit Luftfahrzeugen mit einem höchst-

zulässigen Abfluggewicht von weniger als
2000 kp, sowie

9. Inlandsflüge.

(2) Für andere als die im Abs. 1 bezeichneten
Füge mit Luftfahrzeugen mit einem höchst-

zulässigen Abfluggewicht von weniger als 5700 kp
ermäßigt sich der Wert der Dienstleistungs-
einheit um 50%.

(3) Für Flüge, die über den Atlantik führen,
sind Pauschalgebühren gemäß der Anlage 2
dieser Verordnung zu entrichten.

Zu § 4 Abs. 3 des Flugsicherungsstrecken-
gebührengesetzes 1973

§ 4. (1) Ab dem Tage der Zustellung eines
Zahlungsauftrages (§ 5 Abs. 1 des Flugsicherungs-
streckengebührengesetzes 1973) sind Verzugs-
zinsen in der Höhe von 9% pro Jahr zu ent-
richten; sofern der Zahlungsauftrag jedoch vor
dem 30. Tage nach der Durchführung des
gebührenpflichtigen Fluges zugestellt werden
sollte, sind die Verzugszinsen erst ab diesem
Tage zu entrichten.

(2) Über Forderungen gegen einen Schuldner
in der Höhe von insgesamt weniger als 5 Dollar
der Vereinigten Staaten von Amerika ist kein
eigener Zahlungsauftrag zu erlassen.

Lanc

Anlage 1

(Zu § 2 der Flugsicherungsstrecken-
gebühren Verordnung 1973)
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Anlage 2

(Zu § 3 Abs. 3 der Flugsicherungs-
streckengebührenverordnung 1973)

Für Flüge, bei denen der Zielflugplatz (oder der Abflugplatz) zwischen dem 30. und 110. Grad
westlicher Länge und zwischen dem 28. und 55. Grad nördlicher Breite (Zone III) beziehungsweise
westlich des 30. Grades westlicher Länge und zwischen dem Äquator und dem 28. Grad nördlicher
Breite (Zone V) liegt, ist — je nachdem welcher der in der Spalte 1 der nachstehenden Tabelle
bezeichneten Flugplätze der Abflugplatz (beziehungsweise der Zielflugplatz) ist — eine Pauschal-
gebühr in der in der Spalte 2 für Luftfahrzeuge mit dem Gewichtsfaktor eins (50 metrische Tonnen)
angegebenen Höhe zu entrichten (§ 3 Abs. 2 des

1973);
für derartige Flüge mit Militärluftfahrzeugen werden die in der Spalte 3 angegebenen Beträge
abgezogen, sofern in den in der Spalte 4 bezeichneten Staaten für solche Flüge keine Flugsicherungs-
streckengebühren zu entrichten sind:
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